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Brennpunkt 
Wohlfahrt 
Nr. 03/2023  

Soziale Innovationen laufen ins Leere, 
wenn die Basis schwindet. Ansätze einer 
wirksamen politischen Strategie.  

Die Strategie für soziale Innovationen und soziales Unternehmertum, die derzeit im 

Bundeswirtschaftsministerium erarbeitet wird, scheint die aktuellen Herausforderun-

gen des sozialen Sektors zu verkennen. Sie stellt so genannte „gemeinwohlorientierte 

Unternehmen“ und „Social Start-Ups“ sowie deren Gründungspersonen in den Mittel-

punkt. Ein Förderprogramm mit dem Titel REACT soll zudem den Aufbau eines neuen 

Sektors stärken. Dabei hat es die Freie Wohlfahrtspflege mit ihren rund 120.000 Ein-

richtungen zunächst sogar gleich mehrfach ausgeschlossen, obwohl die Ziele des Pro-

gramms, wie etwa die Begleitung gesellschaftlicher Veränderungsprozesse, Kernziele 

der Wohlfahrtsverbände sind. Eine solche Politik, die vor allem schnelle Innovationen 

fördern soll, ist nicht erfolgversprechend. Sie ignoriert die flächendeckende Leistungs-

erbringung der Freien Wohlfahrtspflege, ihre massiven Unterstützungsbedarfe ange-

sichts des Arbeitskräftemangels sowie ihr Innovationspotential.  

 

Zielführend kann eine Innovationsstrategie nur sein, wenn sie die Realität in den ge-

meinnützigen Einrichtungen und Diensten und damit langfristig die Bedürfnisse der 

Menschen im Blick behält. 

 

Eine moderne und resiliente Wohlfahrtspflege: unverzichtbar im Krisenzeitalter 

In Krisen wissen Bund, Länder und Kommunen bereits, dass die Freie Wohlfahrtspflege mit Kompetenz, 

Erfahrung und Innovation zur Stelle ist. Ehrenamtliche werden mobilisiert und die hauptamtlich Mitar-

beitenden gehen an ihre Grenzen. So war es 2015, als Geflüchtete in großer Zahl nach Deutschland 

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Schlaglichter-der-Wirtschaftspolitik/2023/03/08-react-with-impact.html
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kamen, so war es in der Corona-Pandemie und so ist heute, da Menschen aus der Ukraine unterge-

bracht, betreut und begleitet werden müssen. Neben alldem werden Kitas und Pflegeeinrichtungen 

durch unglaubliches Engagement am Laufen gehalten – und die Akzeptanz für die schwierige Lage im 

Land dadurch gestärkt. Dabei ist das DRK wie die anderen Verbände der Freien Wohlfahrtspflege stets 

doppelt gefordert: Einerseits werden große Taten erwartet. In der Pandemie wurden Testkampagnen 

organisiert, Impfzentren aufgebaut und alles getan, damit beispielsweise Menschen ihre pflegebedürf-

tigen Angehörigen besuchen können. Andererseits sind jedoch die Einrichtungen und Dienste selbst 

massiv unter Stress geraten, stationäre Einrichtungen waren teilweise wochenlang samt ihrer Mitarbei-

tenden unter Quarantäne. Und manche Angebote konnten unter Lockdownbedingungen nicht aufrecht-

erhalten werden. 

Hier hat die Bundesregierung mitten in der Pandemie reagiert und die soziale Infrastruktur mit Sozial-

dienstleister-Einsatzgesetz (und dem Krankenhaus-Entlastungsgesetz) unter Schutz gestellt und so da-

für gesorgt, dass vertraglich zugesagte Mittel auch dann geflossen sind, wenn die eigentliche Leistung 

nicht erbracht werden konnte. Ähnlich hat der Bund auch in der Energiekrise 2022 agiert und mit ver-

schiedenen Paketen und Maßnahmen ein Zeichen gesetzt, dass die Einrichtungen und Dienste des 

sozialen und gesundheitsbezogenen Sektors zu erhalten sind.  

In Krisen wird somit politischer Wille erkennbar, die zentral wichtigen Strukturen der sozialen Daseins-

vorsorge zu erhalten. Allerdings scheint dies nur für die Dauer der jeweiligen Krise gültig zu sein. Die 

Freie Wohlfahrtspflege ist nach der Fluchtbewegung 2015, des Hochwassers im Ahrtal, der Pandemie 

und den mit dem bewaffneten Konflikt in der Ukraine verbundenen Herausforderungen jedoch substan-

tiell geschwächt. Die Krisen erfolgen nicht nacheinander, sie überlappen sich, und die Menschen, die 

die Freie Wohlfahrtspflege ausmachen, geraten an ihre Grenzen. Einrichtungen und Dienste haben 

gerade in den letzten Jahren Mitarbeitende verloren und sind einem dramatischen Arbeitskräftemangel 

ausgesetzt. Gleichzeitig steigen die Kosten weiter und die finanziellen Spielräume sinken. Dabei braucht 

es angesichts der immensen Herausforderungen der kommenden Jahre und Jahrzehnte mehr denn je 

eine moderne und resiliente gemeinnützige Freie Wohlfahrtspflege. Dafür ist mehr notwendig als Maß-

nahmen, die lediglich das Überleben in einer akuten Krise sichern.  
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Soziale Innovationen laufen ins Leere, wenn die Basis schwindet 

Gedanken macht sich die Bundesregierung durchaus – jedoch in eine ganz andere Richtung. Fördern 

möchte sie ein soziales Unternehmertum außerhalb der Wohlfahrtspflege. Oben auf der Agenda sind 

die Förderung von Ökosystemen für soziale Innovationen und das „Social Entrepreneurship“. Hier ar-

beitet die Bundesregierung unter Federführung von BMBF und BMWK an einer „Nationalen Strategie 

für gemeinwohlorientierte Unternehmen und Soziale Innovationen“. Damit wird eine neue Kategorie Ge-

meinwohlorientierung gesetzt, die im Gegensatz zum Prinzip der Gemeinnützigkeit sehr vage bleibt. Es 

ist zumindest fraglich, ob gemeinnützige und neue gemeinwohlorientierte Unternehmen nebeneinander 

bestehen blieben. Und nichts deutet darauf hin, dass die Bundesregierung die Folgen einer solchen 

neuen Strategie für die Zivilgesellschaft in Deutschland mit ihren Vereinen betrachtet. Werden beispiels-

weise ehrenamtlich Engagierte in derselben Weise bereit sein, sich einzubringen, wenn ihre Leistungen 

systematisch der Gewinnmaximierung von Anteilseignern dienen? Es bleibt zu hoffen, dass es der Bun-

desregierung nicht darum geht, erst Fakten zu schaffen und dann die Folgen zu betrachten. So können 

Start-Ups agieren, nicht jedoch Bundesministerien.  

Das REACT-Programm legt zudem nahe, dass es möglicherweise zukünftig zu vermehrten Ausschlüs-

sen der Freien Wohlfahrtspflege von dringend benötigten öffentlichen Förderprogrammen kommt. Eine 

erste im Bundesanzeiger veröffentliche Version der Richtline schloss die freie Wohlfahrt gleich in mehr-

facher Hinsicht und ohne nachvollziehbare Gründe aus. Auch wenn das BMWK nach Kritik teilweise 

einlenkte, bleiben nach wie vor Unternehmen ausgeschlossen, die zu mehr als 50 Prozent über Sozial-

gesetzbücher „finanziert“ sind. Dies kommt einem de-facto-Ausschluss der Freien Wohlfahrtspflege 

gleich, der zudem rechtlich fragwürdig ist.  

Dem scheint der Gedanke zugrunde zu liegen, es gebe einen alternativen unternehmerischen und be-

sonders innovativen Sektor, der getrennt von der Freien Wohlfahrtspflege zum Wohle aller florieren 

könne. Das verkennt zum einen, dass die Einrichtungen und Dienste ebenfalls unternehmerisch tätig 

sind (z.B. im „Pflegemarkt“) und zum anderen, dass die Verbände der Freien Wohlfahrtspflege noch 

immer Leistungen flächendeckend in Stadt und Land erbringen. Sie tun dies auf der Basis ehrenamtli-

chen Engagements und gemeinsam mit denjenigen, die Hilfe und Unterstützung benötigen.  

Zudem wird übersehen, dass viele Innovationen, die sich dem sozialen Unternehmertum zurechnen, 

ohne die Basis der Freien Wohlfahrtspflege gar nicht denkbar sind. Denn neue Apps für Kita-Eltern 

brauchen Kitas, Pflege-Apps brauchen Pflege; Plattformen zur Vernetzung von Engagierten mit sozialen 

Diensten und Projekten brauchen eben soziale Dienste und Projekte; Angebote, auf denen Geflüchtete 

Informationen zu Versorgung, Beratung und Anlaufstellen finden, benötigen genau diese. Es ist unbe-

stritten, dass es zur Lösung gesellschaftlicher Herausforderungen neuer Ideen bedarf. Impulse von 

neuen Akteuren sind dabei oft hilfreich. Ebenso ist es jedoch ein Gebot der Vernunft, das Rückgrat der 

sozialen Infrastruktur zu erhalten, damit Innovationen entstehen und umgesetzt werden können, die der 

Gesellschaft tatsächlich nützen. 

 

Soziale Innovationen nah am Menschen 

Die Freie Wohlfahrtspflege bildet eine unverzichtbare Basis für das Sozial- und Gesundheitswesen in 

Deutschland und braucht nicht zuletzt im Sinne der Beschäftigten Stabilität und gute Rahmenbedingun-

gen. Immer wieder stellen die Träger und Dienste der Freien Wohlfahrtspflege darüber hinaus unter 

Beweis, dass sie innovative Lösungen anbieten. Die Wohlfahrtsverbände bemühen sich seit Jahren, ihr 

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Dossier/nationale-strategie-fuer-sozialunternehmen-und-social-startups.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Dossier/nationale-strategie-fuer-sozialunternehmen-und-social-startups.html
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Potential auszuschöpfen. Beispiele für Innovationen gibt es, das DRK hat eine eigene Landkarte mit 

innovativen digitalen Projekten.   

Die Haltung der Bundesregierung gegenüber der Freien Wohlfahrtspflege erscheint insgesamt diffus. 

Einerseits verlassen sich die politisch Verantwortlichen stets darauf, dass die Leistungen selbstver-

ständlich erbracht werden; in Krisen scheint das Bewusstsein zu steigen, dass diese Verlässlichkeit 

einen Wert hat. Andererseits wird der zunehmende Druck, dem die Träger, Dienste und Einrichtungen 

ausgesetzt sind, zu wenig zur Kenntnis genommen. Für die großen Herausforderungen der aktuellen 

Zeit – Arbeitskräftemangel, Digitalisierung, Resilienz, Nachhaltigkeit – fehlen übergreifende Konzepte 

auf der Bundesebene. Stattdessen werden nun andere Akteure in den Blick genommen, deren Ver-

fasstheit weiter unklar ist – ein Ansatz, der nicht überzeugt. 

Eine übergreifende Strategie der Bundesregierung sollte stattdessen zum Ziel haben, die Strukturen 

der Freien Wohlfahrtspflege gezielt zu fördern. Dabei sind Themen wie Innovationen, Wirkungsorientie-

rung, Nachhaltigkeit genauso zu berücksichtigen wie die Refinanzierungsfragen. Nur so kann sicherge-

stellt werden, dass in zukünftigen Krisen sowie im Alltag die Dienste und Träger der Freien Wohlfahrts-

pflege bedarfsgerecht Menschen versorgen und begleiten. Und nur so können Soziale Innovationen, 

die nah am Menschen gedacht und umgesetzt werden, entstehen. 

 

 Elemente einer sinnvollen Strategie 
 

• Einführung einer Vorrangstellung von Gemeinnützigkeit in den SGBs und in allen 

Förderprogrammen des Bundes – zur Sicherung und Stärkung der sozialen Infra-

struktur, siehe Brennpunkt 02/2021 

• Verankerung eines SODEG II in den SGBs mit Sicherungszusage in kommenden 

Krisen und Katastrophen.  

• Einrichtung eines Sozialen Innovationsfonds des Bundes, um wirkungsorientierte 

Projekte zu fördern und Innovationen im sozialen Sektor anzukurbeln (dafür ist in 

den derzeitigen Leistungssystemen kaum Platz); gezielte Förderung von arbeits-

feldübergreifenden Projekten mit einer langfristigen Förderung, um nachhaltig zu 

wirken; die Vorrangstellung für gemeinnützige Organisationen ist auch hier zu ver-

ankern. Die Wirkungswochen im DRK zeigen, worum es dabei gehen könnte. 

• Etablierung neuer Wege, Online-Angebote in kommunaler Zuständigkeit bundes-

weit zu ermöglichen. Hier bedarf es eines strategischen Prozesses zwischen Bund, 

Ländern und Kommune im Rahmen der Umsetzung und Weiterentwicklung des On-

line-Zugangsgesetzes (OZG). Es könnte viel innovativen Schub z.B. in die Schuld-

nerberatung bringen, wenn auch dann eine Refinanzierung sichergestellt wird, 

wenn die Beratenden (z.B. in der Schuldnerberatung) außerhalb der zuständigen 

Kommune leben, siehe Beitrag in Sozialwirtschaft. 

 

 

https://drk-wohlfahrt.de/drk-digital/
https://drk-wohlfahrt.de/drk-digital/
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Zusammenfassung  

• Die Strategie für soziale Innovationen und soziales Unternehmertum der Bundesregie-

rung zielt soweit bekannt an der gemeinnützigen Freien Wohlfahrtspflege und ihren 

Strukturen vorbei, insbesondere angesichts vergangener und fortlaufender Krisen; 

• Dabei benötigen Strukturen, die in allen Krisen der letzten Jahre entscheidend waren, 

gerade jetzt dringend Unterstützung;  

• Eine soziale Innovationsstrategie läuft ins Leere, wenn es keine belastbare Basis an 

Kitas, Pflege, Beratung, Sorgearbeit mehr gibt; 

• Die in der Strategie der Bundesregierung angedachte neue Kategorie „gemeinwohlori-

entierter“ Unternehmen kann negative Folgen für gemeinnützige Strukturen und damit 

für Engagement in Deutschland haben; 

• Elemente einer zielführenden Strategie für soziale Innovationen sollten bspw. die Ver-

ankerung einer Vorrangstellung für gemeinnützige Strukturen und das Auflegen eines 

Sozialen Innovationsfonds sein. 

 

 

Dr. Joß Steinke 

Berlin, den 26 Mai 2023 
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